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Abkiirzungsverzeichnis

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung

SGK-SR Kommission flr soziale Sicherheit und Gesundheit des Standerates

BSV Bundesamt flr Sozialversicherungen

NGO Nichtregierungsorganisation

WAK-SR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Sténderates

SNB Schweizerische Nationalbank

I\ Invalidenversicherung

EDI Eidgendssisches Departement des Inneren

BJ Bundesamt fur Justiz

SRG Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft

EL Ergadnzungsleistungen

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

ESTV Eidgendssische Steuerverwaltung

FDK Konferenz der kantonalen Finanzdirektorinnen und Finanzdirektoren

SGV Schweizerischer Gewerbeverband

BVG Bundesgesetz Uber die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und
Invalidenvorsorge

VPOD Schweizerischer Verband des Personals 6ffentlicher Dienste

KdK Konferenz der Kantonsregierungen

GAV Gesamtarbeitsvertrag

IDA FiSo Interdepartementale Arbeitsgruppe "Finanzierungsperspektiven der
Sozialversicherungen"

SHIV Economiesuisse (ehem. Schweizerischer Handels- und Industrie-Verein)

SBV Schweizerischer Bauernverband

AHVG Bundesgesetz Uber die Alters- und Hinterlassenenversicherung

CNG Christlichnationaler Gewerkschaftsbund (Vorgénger von Travail.suisse)

FER Fédération des Entreprises Romandes

KEP Kapitaleinlageprinzip

sv17 Steuervorlage 17

STAF Bundesgesetz Uber die Steuerreform und die AHV-Finanzierung

AVS Assurance-vieillesse et survivants

CSSS-CE (Eltorpmission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des

ats

OFAS Office fédéral des assurances sociales

ONG Organisation non gouvernementale

CER-CE Commission de I'économie et des redevances du Conseil des Etats

BNS Banque nationale suisse

Al Assurance-invalidité

DFI Département fédéral de l'intérieur

OFJ Office fédéral de la justice

SSR Société suisse de radiodiffusion

PC Prestations complémentaires

uss Union syndicale suisse

AFC Administration fédérale des contributions

CDF Conférence des directrices et directeurs cantonaux des finances

USAM Union suisse des arts et métiers

LPP Loi fédérale sur la prévoyance professionnelle vieillesse, survivants et
invalidité

SSP syndicats des Services publics

CdC Conférence des gouvernements cantonaux

CCT Convention collective de travail

IDA FiSo Groupe de travail interdépartemental "perspectives de financement des
assurances sociales"

USCI Economiesuisse (ancienne Union suisse du commerce et de I'industrie)

USP Union Suisse des Paysans

LAVS Loi fédérale sur I'assurance-vieillesse et survivants

CSsC Confédération des syndicats chrétiens de Suisse (Prédécesseur de

Travail.suisse)
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FER Fédération des Entreprises Romandes

PAC Principe de I'apport de capital
PF17 Projet fiscal 17
RFFA Loi fédérale relative a la réforme fiscale et au financement de I'AVS
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Datenschutz und Statistik

In der im Februar 2019 zu Ende gegangenen Vernehmlassung kam die Einfuhrung einer
generellen Erlaubnisnorm zur systematischen Verwendung der AHV-Nummer durch
Behdrden grundsatzlich gut an. Begrisst wurde die Vereinfachung des Verfahrens zur
systematischen Verwendung der AHV-Nummer einerseits in Bezug auf die Effizienz der
Verwaltungsablaufe sowie andererseits im Hinblick auf die Weiterentwicklung der E-
Government-Strategie. Einwdnde &usserten jedoch viele Teilnehmende zum
Datenschutz. Wahrend die SP, die Grinen, die Piratenpartei, Arbeitnehmer- und
Arbeitgeberverbande, Privatim, das Centre Patronal und der Hauseigentimerverband
Defizite beim Personlichkeitsschutz beflrchteten, waren neun Kantonen und der
Konferenz der kantonalen Ausgleichskassen die diesbezlglichen Vorgaben im Gesetz zu
detailliert, sodass ihrer Meinung nach die zuséatzlichen administrativen Aufgaben die
Vereinfachung zunichtemachen kénnten. Mehrere Teilnehmende forderten den
Bundesrat in diesem Zusammenhang auf, die Erkenntnisse aus dem Postulat 17.3968 fur
ein Sicherheitskonzept fur Personenidentifikatoren in das Gesetzgebungsvorhaben
einfliessen zu lassen. Auf Ablehnung bei der grossen Mehrheit der Teilnehmenden stiess
hingegen die vorgesehene Verschéarfung der Strafbestimmungen; diese sei
unverhaltnismassig und schaffe Rechtsunsicherheit fur die Behdrden, kritisierten
insbesondere die Kantone.

So war dies denn auch der einzige Punkt, wo der Bundesrat seinen Entwurf nach der
Vernehmlassung inhaltlich noch anpasste, indem er auf die Verscharfung der
Strafbestimmungen verzichtete. Ende Oktober 2019 verabschiedete er die Botschaft
zuhanden des Parlaments. '

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

Von einem «halben Wunder» (Christian Levrat, sp, FR) Uber eine «Schnapsidee»
(Michael Hermann im Tages-Anzeiger) bis hin zu einem «Affront gegen die direkte
Demokratie» (Michael Schénenberger in der NZZ) reichten die Beurteilungen des Coups
der WAK-SR. Diese hatte in der Pressekonferenz nach ihrer ersten Sitzung zur
Steuervorlage 17 alle Uberrascht, indem sie sich einstimmig fir einen eigenen, neuen
Vorschlag zur SV17 ausgesprochen hatte: Als soziale Ausgleichsmassnahme soll nicht
mehr wie vom Bundesrat vorgeschlagen der Mindestansatz fur das Kindergeld erhoht,
sondern mehr Geld fur die AHV zur Verflugung gestellt werden. Pro Franken, der durch
die Steuererleichterungen fir Unternehmen weniger an Steuereinnahmen generiert
wird, soll ein Franken in die AHV fliessen. Da die WAK-SR mit Kosten von CHF 2.1 Mrd.
rechnet, soll entsprechend derselbe Betrag der AHV zu Gute kommen, was diese
finanziell bis 2024 oder 2025 absichern soll. Dazu sollen zukilnftig das ganze
Demografieprozent der Mehrwertsteuer in die AHV fliessen (CHF 520 Mio.) und der
Bundesbeitrag an die AHV von 19.55 auf 20.2 Prozent (CHF 300 Mio.) sowie die
Lohnbeitrége von Arbeitgebern und Arbeitnehmern um je 0.15 Prozentpunkte erhéht
werden (CHF 1.2 Mrd.). Dies war jedoch nicht die einzige Neuerung der Kommission: Bei
der Gegenfinanzierung reduzierte sie die minimale kantonale Dividendensteuer von 70
auf 50 Prozent, was ungeféahr CHF 300 Mio. kostet. Damit soll ein Referendum des SGV
oder von Swiss Family Business verhindert werden. Stattdessen soll das
Kapitaleinlageprinzip (KEP) mit einer Rickzahlungsregel und einer Teilliquidationsregel
eingeschrankt werden: ZukUlnftig sollen Reserven aus Kapitaleinlagen héchstens in dem
Umfang steuerfrei ausgeschuttet werden koénnen, in dem auch steuerbare
Dividendenzahlungen vorgenommen werden (Rickzahlungsregel). Beim Rulckkauf
eigener Aktien mussen solche Reserven zudem im gleichen Umfang reduziert werden
wie die Gewinnreserven (Teilliquidationsregel). Diese Regelung gilt jedoch nur fir in der
Schweiz kotierte Firmen, nicht aber fur Kapitaleinlagereserven, die innerhalb eines
Konzerns zurlickbezahlt werden oder die im Rahmen eines Zuzugs in die Schweiz nach
Inkrafttreten der Unternehmenssteuerreform Il entstanden sind. Dies soll Bund und
Kantonen Mehreinnahmen von CHF 150 Mio. generieren. Auch die sogenannte Lex
Zurich soll nun doch eingefiihrt werden, wobei die zinsbereinigte Gewinnsteuer in
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«Abzug fur Eigenfinanzierung» umbenannt wird und nur Hochsteuerkantonen, in denen
die effektive Steuerbelastung fur Unternehmen auf allen drei Ebenen Uber 18.03
Prozent liegt - konkret also nur dem Kanton Zurich -, zur Verfugung stehen soll.

Entstanden war der Kompromiss der Kommission geméass «NZZ am Sonntag» und Tages-
Anzeiger durch Verhandlungen der «Schattenregierung aus dem Stockli», wie es die
«NZZ am Sonntag» formulierte: Der Luzerner CVP-Stdnderat Konrad Graber soll die
Initiative ergriffen und Stéanderatsprasidentin und Kontaktfrau zum Arbeitgeberverband
Karin Keller-Sutter (fdp, SG), SP-Prasident Christian Levrat, Kommissionsprasident
Pirmin Bischof (cvp, SO), Ruedi Noser (fdp, ZH) als Kontakt zu Economiesuisse sowie
Gewerkschaftsprasident Paul Rechsteiner (sp, SG) ins Boot geholt haben. Sie alle seien
sich der Relevanz der SV17 und der sozialpolitischen Kompensation bewusst gewesen,
hatten aber die Erhéhung der Kinderzulagen fur ein untaugliches Instrument gehalten
und sich vor einem Referendum - sei es von blrgerlicher Seite aufgrund der Erhdhung
der Dividendenbesteuerung und der Kinderzulagen oder von linker Seite wegen der
geplanten Steuerrabatte - gefurchtet. In der Kommission sei man sich daher einig
gewesen, dass man einen Kompromiss finden musse, der von allen grossen Parteien und
Organisationen mitgetragen werde. Trotz grosser inhaltlicher Unterschiede héatten sich
alle dreizehn Mitglieder der WAK-SR einstimmig fir das vorgeschlagene Konzept
ausgesprochen.

Die biirgerlichen Parteien und Verbande zeigten sich von diesem Kompromiss nicht
begeistert. Die SVP, die GLP, Economiesuisse und der Arbeitgeberverband
beanstandeten die Vermischung des Finanz- und Gesundheitsdossiers und sprachen
sich gegen sachfremde Verknlpfungen aus. Diese wirden es den Blrgern
verunmaoglichen, sich frei fur oder gegen die verschiedenen Elemente des Deals zu
entscheiden. Eine «VerknlUpfung sachfremder Themen grenzt an Notigung des
Stimmvolks», betonte Jirg Grossen (glp, BE). In den Medien und im Parlament war man
sich zudem nicht sicher, ob eine solche Verkntpfung verfassungsrechtlich zulassig sei;
verschiedene Parlamentarierinnen und Parlamentarier betonten, dass eine
entsprechende Volksinitiative wohl wegen fehlender Einheit der Materie fur ungultig
erklart werden wirde. Die WAK-SR hatte diesbezlglich ein schriftliches Gutachten
beim Bundesamt fir Justiz (BJ) eingeholt, welches den Kompromiss flr «vertretbar»
hielt. Zwar gelte das Gebot der Einheit der Materie auch bei Gesetzesvorlagen, solle
dort aber «nicht mit derselben Strenge gehandhabt werden [...] wie bei Teilrevisionen
der Verfassung», erklarte das BJ. Das Gesetzgebungsverfahren sei strukturell einer
Totalrevision, bei der die Einheit der Materie nicht relevant sei, naher als eine
Volksinitiative. Dem Gesetzgeber stehe daher bei der Kompromissfindung ein
vergleichsweise grosser Gestaltungsspielraum zu. Des Weiteren kritisierten Exponenten
der SVP, FDP und des Gewerbeverbandes insbesondere die Finanzspritze an die AHV
ohne Erhdéhung des Frauenrentenalters. Es bedlrfe dringend auch Massnahmen auf
Leistungsseite, war mehrfach zu vernehmen, zumal die Linke aufgrund dieser
Zusatzfinanzierung spater womdglich nicht mehr fir eine umfassende AHV-Reform
gewonnen werden koénne, da man ihr nichts mehr anzubieten habe. Der
Arbeitgeberverband, einer der vehementesten Kritiker des Kompromisses, schlug daher
vor, das Rentenalter der Ménner auf 66, das der Frauen auf 65 Jahre zu erhdhen. Auch
die Jungparteien der Grunen, der SVP, der FDP, der CVP und der BDP erklarten ihre
Ablehnung des Vorschlags; die jungen Grinliberalen drohten sogar damit, allenfalls das
Referendum zu ergreifen. Die Jungparteien kritisierten vor allem die starke
Umverteilung von Jung zu Alt, durch welche die Jungen einmal mehr die ganze Last der
Revision der Altersvorsorge tragen mussten. Das strukturelle Problem der AHV werde
durch finanzielle Zuschusse auf Kosten der Jungen Uberdeckt, aber nicht geldst,
erklarte zum Beispiel der Prasident der Jungfreisinnigen, Andri Silberschmidt.

Gemischt waren auch die Riickmeldungen von linker Seite: Die SP nannte den
Vorschlag «akzeptabel». Der SGB sprach sich flr den Kompromiss aus, TravailSuisse gab
sich zwar erst kritisch, liess aber durchblicken, den Kompromiss wohl auch
mitzutragen. SP-Prasident Christian Levrat betonte, dass dieser Vorschlag zum sozialen
Ausgleich beitrage: Dadurch dass die Summe der Lohnbeitrége bis zu einem jahrlichen
Bruttolohn von CHF 130000 hdéher sei als die Summe der erhaltenen AHV-Renten,
finanzierten 7 Prozent der Grossverdiener faktisch die AHV-Reform. Personen mit
tiefen oder mittleren Lohnen wirden also davon profitieren. Diese Argumentation
Uberzeugte die Grlnen, Teile der SP und verschiedene entwicklungspolitische NGOs
jedoch nicht. Sie erklarten, die Vorlage nicht unterstitzen zu wollen, da diese zu
enormen Steuerausfallen fihre, den internationalen Steuerwettbewerb weiter anheize
und gegenlber armeren Staaten unfair sei. Zudem handle es sich bei dem AHV-
Zuschuss nicht um eine Kompensation, wie viele Beflirworter des Vorschlags loben
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wlrden, da einmal mehr die Arbeithnehmenden die entstehenden Kosten Ubernehmen
mussten und nicht die Unternehmen.

Neben den Parteien und Verbénden ausserte auch ein Teil der Kantone Kritik am
Kompromissvorschlag. Mit der Wiederaufnahme der zinsbereinigten Gewinnsteuer war
die WAK-SR einer Forderung von Kanton und Stadt Zurich nachgekommen. «Wir
mussten  Zurich, dem  Wirtschaftsmotor der Schweiz, in diesem Punkt
entgegenkommen>, erklérte Christian Levrat. Da das Instrument stark umstritten ist,
sah man es aber nur fir Hochsteuerkantone vor, obwohl es elf weitere Kantone
ebenfalls gerne angewendet héatten. Diese Regelung verstosse gegen das Gebot der
Gleichbehandlung und verhindere einen fairen Steuerwettbewerb, befand Cornelia
Stamm Hurter (SH, svp), Finanzdirektorin des Kantons Schaffhausen - der zu eben
diesen elf Kantonen gehoért. Auch Hannes Germann (svp, SH) kritisierte die Lex Zurich
und nannte sie einen «Sundenfall». Finanzminister Maurer hingegen verteidigte den
Vorschlag der WAK-SR: «Es macht keinen Sinn, die beste Kuh nicht zu flttern - wirde
ich jetzt als alter Bauer sagen». Der Steuerabzug kénne aber nicht fur alle Kantone
eingefuhrt werden, weil der Widerstand dagegen zu gross sei. WAK-SR-Président Pirmin
Bischof erganzte, dass auch andere Kantone den Abzug fir Eigenfinanzierung einfihren
konnten; sie missten dazu einfach ihre Gewinnsteuern erhéhen.

Trotz kritischer Stimmen aus dem ganzen politischen Spektrum blieben
Referendumsdrohungen und Fundamentalopposition gegen den Kompromissvorschlag
mehrheitlich aus. Selbst der Arbeitgeberverband wollte sich als einer der starksten
Kritiker des Vorschlags nicht festlegen, ob er bei Annahme der Vorlage durch das
Parlament wirklich das Referendum ergreifen wirde. Die zurtickhaltenden Reaktionen
der meisten Akteure wurden verdeutlichen, dass sich alle bewusst seien, dass sehr viel
auf dem Spiel stehe, war die einhellige Meinung in den Medien. Schliesslich habe die
Vorlage wegen des grossen Zeitdrucks gute Erfolgsaussichten: Das «Parlament hat gar
keine Gelegenheit, den Deal zu zerreden>», erklarte die «Schweiz am Wochenende». 2

Nachdem der Vorschlag der WAK-SR bereits ausfihrlich ausserhalb des Parlaments
diskutiert worden war, folgte im Juni 2018 die Standeratsdebatte zur Steuervorlage 17.
Kommissionsprasident ~ Pirmin  Bischof (cvp, SO) stellte dem Rat den
Kommissionsvorschlag detailliert vor und betonte, der Kompromiss sei kein Diktat, auch
nicht fur die Schwesterkommission, aber er stelle «im Moment die beste Losung» dar.
Um diesen Kompromiss zu erarbeiten, habe die Kommission Vertreterinnen und
Vertreter verschiedenster Organisationen und Behdérden angehort, darunter Delegierte
der FDK, des Kantons Zirich, des Stddte- und des Gemeindeverbands, von
Economiesuisse oder des Gewerkschaftsbundes. Die ESTV und das BSV héatten zudem
auf Verlangen der Kommission 24 Berichte erstellt. Unter anderem war ein Gutachten
des Bundesamtes fur Justiz zum Schluss gekommen, die Vorlage sei
«verfassungsrechtlich vertretbar». Bischof betonte, dass der Kompromiss alle
Eckpunkte des Vorschlags der WAK-SR umfasse und nur in seiner Gesamtheit in dieser
Breite getragen werde. Wirden Teile davon verandert, sei diese Unterstutzung nicht
mehr vollstandig gegeben. Abschliessend betonte Bischof, dass die Kommission offen
sei fur Alternativvorschlage.

Im Ratsplenum rief die Vorlage ebenfalls gemischte Gefuhle hervor. Die in
«Bundesgesetz liber die Steuerreform und die AHV-Finanzierung» (STAF) umgetaufte
Vorlage sei eine «Sternstunde der parlamentarischen Arbeit», lobte Roberto Zanetti
(sp, SO). Viele Ratsmitglieder betonten hingegen ihre Skepsis, einige wurden sogar
richtig deutlich: Thomas Minder (parteilos, SH) sprach von einer «Birchermiesli-
Politik», Alex Kuprecht (svp, SZ) von einem «Sindenfall» und Werner Luginbuthl (bdp,
BE) von einem Kauf von Mehrheiten mit Geschenken. Mehrfach wurde das Gutachten
des BJ als politische Geféalligkeit anstelle einer juristischen Einschatzung bezeichnet.
Finanzminister Maurer wurde nicht muide, die Wichtigkeit der SV17, respektive dem
STAF, zu betonen und den Kompromiss zu loben.

Inhaltlich gab es kaum Streitpunkte, was die NZZ darauf zurlckfihrte, dass die Vorlage
ein politischer Balanceakt sei: Man kdénne kein Element andern, ohne das alles
auseinanderbreche. Dennoch wurden drei Anderungsantridge eingebracht. Eine
Minderheit | Zanetti forderte, die minimale Dividendenbesteuerung der Kantone
gemass dem Vorschlag des Bundesrates auf 70 Prozent zu erhéhen, da die Kantone
diese Regelung erarbeitet hatten und diese bevorzugen wirden. Finanzminister Maurer
pflichtete ihm bei und bat den Rat darum, der Minderheit | zu folgen. Gleichzeitig
beantragte eine Minderheit Il FOhn dem Standerat, darauf zu verzichten, den Kantonen
bezlglich Dividendenbesteuerung Vorgaben zu machen, da die Unternehmen gemass
dem Vorschlag der WAK-SR bereits gentgend zur Kasse gebeten wirden. Mit 25 zu 14
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Stimmen (5 Enthaltungen) und 26 zu 12 Stimmen (6 Enthaltungen) setzte sich der
Kommissionvorschlag gegen die zwei Minderheitsvorschlage durch. Eine Minderheit
Fetz wollte erreichen, dass die Regeln zum Kapitaleinlageprinzip (KEP) auch auf
Nennwertsenkungen angewendet  werden und dass Gratisaktien und
Gratisnennwerterhdhungen unterbunden werden. Anita Fetz (sp, BS) bat um
Zustimmung zu ihrem Minderheitsantrag, damit die bei der Unternehmenssteuerreform
Il gemachten Fehler korrigiert werden kénnten. Mit 30 zu 11 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) sprach sich der Standerat gegen eine solche Anderung aus. Unverandert
wurde der Kommissionsvorschlag somit an den Zweitrat weitergereicht. *

Sozialpolitik

Bevolkerung und Arbeit
Lohne

Ces trois derniéres années, les salaires réels se sont affaiblis de 0.4%, provoquant une
baisse du pouvoir d'achat. La consommation par habitant (hors dépenses de santé)
aurait diminué d'environ 0.7% depuis 2015. Vu la bonne santé de I'économie, I'USS
réclamait en septembre une augmentation générale des salaires de 2% et le
développement de la protection sociale, afin de relancer I'économie intérieure et
d'accroitre le pouvoir d'achat des Suisses. En novembre, I'USS demande entre autre un
treiziéme salaire pour tout le monde, davantage de conventions collectives de travail
(CCT) fixant des minimas, des structures d'accueil des enfants financées par I'Etat et
davantage d'allocations familiales dans certains cantons. Le syndicat exige une
distribution d'une partie des bénéfices de la BNS en faveur de I'AVS. *

Sozialversicherungen
Sozialversicherungen

Anderer Ansicht waren die Sozialdemokraten und Gewerkschaften. Wie bereits 1989
angekindigt, lancierten SP und SGB eine gemeinsame Volksinitiative «zum Ausbau von
AHV und IV». Grundidee dieses Volksbegehrens ist es, die Gewichte von der zweiten
Saule (BVG) zur ersten Saule (AHV/IV) hin zu verschieben, ohne gleich zur Volkspension
Uberzugehen. Die heute auf die Existenzsicherung ausgerichtete AHV soll fur sich allein
und ohne die berufliche Vorsorge den Hauptbeitrag zur wirtschaftlichen
Unabhéngigkeit auf der Basis der gewohnten Lebenshaltung leisten.

Die weiteren Schwerpunkte der Initiative sind: Aufstockung aller AHV/IV-Renten unter
besonderer Berucksichtigung der niederen Einkommen, geschlechts- und
zivilstandsunabhéngige Renten, Erziehungs- und Betreuungsgutschriften sowie
Rentenalter 62 fir Frauen und Manner. Die zweite Saule wirde um das reduziert, was
der Ausbau der ersten erbringt. Ausdricklich in der Verfassung verankern will die
Initiative die Freizlgigkeit beim Wechsel einer Pensionskasse.

Nach Auffassung der Initianten wirden sich die Ausgaben fiir die erste Saule um 7,5
auf 29,9 Mia. Fr. erh6hen. Bund und Kantone sollten davon 25 anstatt wie heute 20%
Ubernehmen, und der gemeinsame Beitrag von Arbeitnehmern und Arbeitgebern wirde
sich um 1,6 auf 11,2 Lohnprozente erhéhen. Die Einsparungen bei der zweiten Saule
wurden auf mindestens 2,3 Mia. Fr. beziffert. Diese Zahlen wollten allerdings die
Vertreter der Pensionskassen nicht gelten lassen, und sie sagten der Initiative schon vor
deren Lancierung den Kampf an.

Die PdA, die in der vorbereitenden Expertengruppe mitgearbeitet hatte, wurde aus dem
Initiativkomitee wieder 'ausgeladen’, da es, so der neue SP-Président Bodenmann, hier
um die Profilierung einer politischen Bewegung gehe, und er den Eindruck habe, dass
die PdA ohnehin von der Bildflache verschwinden werde. ®
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BERICHT
DATUM: 23.12.1997
MARIANNE BENTELI

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.07.1991
MARIANNE BENTELI

Kurz vor Weihnachten stellte das EDI den zweiten Bericht der interdepartementalen
Arbeitsgruppe Finanzierung der Sozialversicherung (IDA-FiSo-2) der Offentlichkeit vor.
Nachdem der erste Bericht die finanziellen Folgen der Weiterfihrung des geltenden
Leistungssystems in den Jahren 2010 und 2025 dargestellt hatte, wurden mit dem
zweiten Bericht die moglichen Aus-, Um- oder Abbauszenarien im Leistungsbereich
dargestellt. IDA-FiSo-1war im Vorjahr zum Schluss gelangt, dass im Jahre 2010 15,3 Mia.
Fr. mehr  noétig  sind, um  die heutigen  Sozialleistungen  inklusive
Mutterschaftsversicherung zu finanzieren. Der Bundesrat hatte IDA-FiSo-2 daraufhin
den Auftrag erteilt, anhand von drei Szenarien darzustellen, was getan werden musste,
um den Mehrbedarf auf 9 Mia. Fr. zu beschréanken, welche Massnahmen die Fortfuhrung
des Status quo fordert und welche die Erhéhung der Ausgaben auf 18 Mia. Fr. Der IDA-
FiSo-2-Bericht  zeigte den Gestaltungsraum innerhalb der  einzelnen
Sozialversicherungszweige auf sowie die Auswirkungen fur das ganze System, die
Versicherten und die Wirtschaft. Bei allen Varianten wurde mit einem finanziellen
Mehrbedarf gerechnet.

Sowohl die burgerlichen Parteien und die Arbeitgeber auf der einen, als auch die SP
und die Gewerkschaften auf der anderen Seite sahen sich von den Schlussfolgerungen
des Berichtes in ihren Ansichten bestatigt. Die FDP fand, dass jetzt weder ein Ausbau
noch die Schliessung von Lucken im sozialen Netz moglich sei. Sie forderte den
Bundesrat auf, fir die mittel- und langfristigen Aspekte der Finanzierung der
Sozialwerke zu einem Gesprach am runden Tisch einzuladen. Die SVP verlangte ein
Sanierungspaket, das auf der Leistungsseite zwingende Korrekturen vornehme. Die
Arbeitgeber vertraten die Auffassung, dass nur das Szenario "gezielter Abbau"
wirtschaftsvertraglich sei, und dass im jetzigen Zeitpunkt die EinfUhrung einer
Mutterschaftsversicherung nicht zur Diskussion stehen kdnne. Gegen jeglichen Ausbau
war auch der Schweizerische Gewerbeverband; er verlangte unter anderem ein
einheitliches Rentenalter von mindestens 65 Jahren, eine Kirzung der Bezugsdauer bei
der Arbeitslosenversicherung sowie Kostendampfungen im Gesundheitswesen.

Ganz andere Schlisse zogen SP und Gewerkschaften aus dem Bericht. Fiur die
Sozialdemokraten zeigte dieser, dass kein Bedarf fur Leistungsabbauszenarien im
Sozialversicherungsbereich bestehe und auch ein Moratorium wirtschaftspolitisch
nicht zu rechtfertigen sei. Aus dem Bericht sei zudem ersichtlich, dass die Politik in der
Ausgestaltung der sozialen Schweiz der néchsten Jahrzehnte einen sehr grossen
Spielraum habe. Fir den Christlichnationalen Gewerkschaftsbund (CNG) stellte der
Bericht eine gute Ausgangslage dar, um die Auseinandersetzungen Uber die kunftige
Ausgestaltung der  Sozialwerke zu versachlichen. Der  Schweizerische
Gewerkschaftsbund (SGB) hingegen bezeichnete den Bericht als mangelhaft. Er liste
unzahlige Abbauvorschlage auf und beschranke sich dabei auf die Bezifferung der
moglichen Einsparungen. Dabei hatten die Experten vergessen, die Folgen flr die
Betroffenen darzulegen. SP und SGB verlangten die rasche Realisierung der
Mutterschaftsversicherung und der Ruhestandsrente.

Einmal mehr zwischen den Fronten versuchte sich die CVP zu positionieren. Die Partei
sprach sich sowohl gegen den Abbau als auch gegen den Ausbau, sondern fir den
Umbau der Sozialversicherungen auf dem Niveau der heutigen Sozialleistungsquote
sowie fur eine Mutterschaftsversicherung aus. Sie kritisierte aber, die Arbeitsgruppe sei
von zu optimistischen Arbeitslosenquoten (maximal 3,5%) ausgegangen. Sparpotential
ortete sie in mehr Eigenverantwortung und in der Missbrauchsbekampfung.

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) und die SP reichten mit 118'264 giiltigen
Unterschriften ihre Volksinitiative «zum Ausbau von AHV und IV>» ein, die zum Ziel hat,
AHV und IV weitgehend existenzsichernd zu gestalten. Die Pensionskassen sollten
dagegen abgebaut werden und deutlicher als heute die Funktion einer
Zusatzversicherung erhalten. Gleichzeitig wollen die Initianten die Gleichstellung von
Mann und Frau erreichen und die heutige Ehepaarrente durch eine Einzelrente
(Splitting) ersetzen.’
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 07.10.1994
MARIANNE BENTELI

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 10.10.1994
MARIANNE BENTELI

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 02.11.1994
MARIANNE BENTELI

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 25.06.1995
MARIANNE BENTELI

Die 1990 von der SP und dem SGB eingereichte Volksinitiative "zum Ausbau von AHV
und IV" wurde vom Parlament, weil sie als zu weitreichend erachtet wurde, klar und
ohne lange Diskussionen abgelehnt. Da diese |Initiative primar die Frage der
Finanzierung von AHV und IV angeht, zielt sie eigentlich auf die 11. AHV-Revision ab,
welche sich vorrangig mit diesem Problemkreis befassen wird. Die Initiative verlangt
eine Gewichtskorrektur zwischen erster und zweiter Séule, eine existenzsichernde
Rente, eine Vorruhestandsregelung ab 62 Jahren bei ungekilrzter Rente, volle
Freizlgigkeit beim Pensionskassenwechsel sowie eine Mindestbeteiligung des Bundes
an der AHV von 25 Prozent. ®

Wegen der progressiven Anhebung des Rentenalters der Frauen ergriffen der
Christlich-nationale Gewerkschaftsbund (CNG) und der  Schweizerische
Gewerkschaftsbund (SGB) gegen die 10. AHV-Revision das Referendum, wobei Ende
Jahr bereits feststand, dass dieses mit weit Uber 100'000 Unterschriften zustande
kommen wird. Die mit dem SGB eng verbundene SP zeigte sich in dieser Angelegenheit
gespalten. Die Geschéftsleitung unter Prasident Bodenmann stellte sich hinter das
Referendum, der Parteivorstand hingegen wollte die positiven Aspekte der Revision -
Rentensplitting, Erziehungs- und Betreuungsgutschriften - nicht gefdhrden und sprach
sich dagegen aus. Die Partei beschloss schliesslich, der SP-Basis diesen schwierigen
Entscheid anfangs 1995 in einer Urabstimmung zu unterbreiten, der ersten seit 1921, als
sich die Genossinnen und Genossen flr oder gegen einen Beitritt zur 3. Internationalen
zu entscheiden hatten. ’

Um den Vorwurf abzuwenden, mit dem Referendum auch die Errungenschaften der 10.
AHV-Revision zu gefadhrden, lancierten CNG und SGB mit Unterstitzung der SP eine
Volksinitiative "fiir die 10. AHV-Revision ohne Erhohung des Rentenalters”
("Auffanginitiative"), mit welcher die Betreuungsgutschriften, das Rentensplitting und
die vorteilhaftere Rentenformel gerettet werden sollen. Nach den Vorstellungen der
Initianten konnte das Parlament nach Annahme der Initiative umgehend in einer
Sondersession die unbestrittenen Neuerungen der 10. AHV-Revision wieder aufnehmen
und in Kraft setzen.

Die 1990 von SP und SGB eingereichte Volksinitiative "zum Ausbau von AHV und IV",
welche eine Verlagerung von der 2. Saule (Pensionskasse) auf die 1. Sdule (AHV) und die
Einflhrung einer Vorruhestandsregelung ab 62 Jahren verlangte, wurde von Volk und
Standen klar abgelehnt. Die starkste Zustimmung fand die Vorlage im den Kanton Tessin
mit Uber 43% der Stimmen, gefolgt von den Kantonen der Romandie, die - mit
Ausnahme des Wallis - einen Ja-Anteil von Uber 30% aufwiesen. Die geringste
Unterstltzung - mit deutlich weniger als 20% der Stimmen - wurde in den beiden
Appenzell und in Unterwalden registriert. Das gesamthaft negative Ergebnis war im
Vorfeld der Abstimmung allgemein erwartet worden. Auch wenn, wie die Vox-Analyse zu
diesem Urnengang zeigte, eine Mehrheit der Stimmenden der Meinung war, dass mit 62
eine Pensionierung ohne materielle Einbusse moglich sein sollte, tberwogen doch die
finanzpolitischen Bedenken gegentber dieser Losung.

Volksinitiative "zum Ausbau von AHV und IV"
Abstimmung vom 25. Juni 1995
Beteiligung: 40,3%

Nein: 1'307'302 (73,4%) / 20 6/2 Sténde

Ja: 499'266 (27,6%) / 0 Stande

Parolen:

- Nein: FDP, CVP, SVP, LP, LdU, EVP, FP, SD, EDU; Vorort, SGV, SBV,
Pensionskassenverbande

- Ja: SP, GP (1*), PdA; SGB

Stimmfreigabe: Lega; CNG

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen "
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 06.11.1995
MARIANNE BENTELI

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 02.02.2000
MARIANNE BENTELI

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 05.10.2003
MARIANNE BENTELI

SGB und SP beschlossen, die Volksinitiative "fiir eine Flexibilisierung der AHV - Gegen
die Erhéhung des Rentenalters fiir Frauen" des Schweizerischen Kaufménnischen
Vereins zu unterstltzen, da diese Initiative ihrer Ansicht nach die Weichen fur die 11.
AHV-Revision in die richtige Richtung stellt. Weil sie andere Vorstellungen von Umwelt-
und Energieabgaben haben, verzichteten sie hingegen auf eine Unterstitzung der
Doppelinitiative der Grinen ("fir ein flexibles Rentenalter ab 62 fir Frau und Mann"
und "flr eine gesicherte AHV - Energie statt Arbeit besteuern”).

Nach mehrmaliger Verschiebung leitete der Bundesrat Anfang Februar dem Parlament
seine Botschaft zur 11. AHV-Revision zu. Die Vorlage stitzte sich auf das 1998 einer
Vernehmlassung unterzogene erste Projekt, auf die Zwischenentscheide des
Bundesrates von Ende Marz 1999 sowie auf eine neue Gesamtschau zur
Weiterentwicklung der Sozialversicherungen bis zum Jahr 2025. Im Zentrum der
Revision stehen die finanzielle Konsolidierung sowie die Anpassung an neue
gesellschaftliche Realitaten. Durch Sparmassnahmen und Mehreinnahmen soll die
AHV/IV-Rechnung um rund CHF 1,2 Mrd. pro Jahr entlastet werden. Als
Zusatzfinanzierung mochte der Bundesrat die Mehrwertsteuer ab 2003 um 1,5
Prozentpunkte erhéhen (1% fur die IV, 0,5% fiur die AHV). Wenn die Reserven des AHV-
Ausgleichsfonds unter die Schwelle von 70% einer Jahresausgabe sinken, soll zur
Erganzung des bereits 1999 eingeflihrten ,Demographieprozents®™ ein weiterer halber
Prozentpunkt zu Gunsten der AHV erhoben werden. Weitere Mehreinnahmen ergeben
sich durch die Heraufsetzung des Beitragssatzes der Selbststandigerwerbenden und
durch die Aufhebung des Freibetrags flr erwerbstatige Rentnerinnen und Rentner.
Einsparungen entfallen auf die Erhdhung des gesetzlichen Rentenalters der Frauen von
64 auf 65 Jahre, die schrittweisen Einschrankung des Anspruchs auf eine Witwenrente
sowie auf den von zwei auf drei Jahre verlangsamten Teuerungsausgleich auf den
Renten. Die rund CHF 400 Mio., die sich aus den Einsparungen durch das hdhere
Frauenrentenalter ergeben, werden fir die Finanzierung eines sozial vertraglich
ausgestalteten flexiblen Altersrucktritts verwendet. Bis zuletzt hatte sich Bundesratin
Dreifuss fur CHF 600 Mio. eingesetzt. Einige Wochen spéater vertrat der Bundesrat in
seiner Botschaft zur Verwendung der Uberschissigen Goldreserven der Nationalbank
die Meinung, dass ein Teil davon zur sozialen Abfederung der 11. AHV-Revision im
Bereich Rentenalter und Witwenrente eingesetzt werden kénnte. Einen
entsprechenden Antrag stellte er aber nicht, da es in einem ersten Schritt darum gehe,
den legalen Rahmen fir die Solidaritatsstiftung zu schaffen.

Die Vorschlage fanden in keinem parteipolitischen oder sozialpartnerschaftlichen Lager
Zustimmung. Arbeitgeber- und Gewerbeverband lehnten sowohl die Erhéhung des
Mehrwertsteuersatzes als auch Zusatzleistungen fur tiefere Einkommen beim flexiblen
Altersrucktritt ab. Die FDP erkléarte, sie wurde der Flexibilisierung nur zustimmen, wenn
diese kostenneutral ausgestaltet werde, wahrend sich die SVP grundséatzlich dagegen
stemmte. Gleich wie die FDP verlangte auch die CVP eine Gesamtschau samtlicher
Sozialversicherungen; nur wenn diese vorliege, sei sie Uberhaupt bereit, auf die Vorlage
einzutreten. Ganz anders reagierte die SP. Sie sprach von einem schwer wiegenden
Sozialabbau, der vor allem die Frauen treffe. Der SGB bezeichnete die Vorlage als
unausgewogen: sie bringe nur den Armsten und den Reichsten etwas, den
Normalverdienenden aber wenig bis nichts. Der CNG erachtete die Vorlage als generelle
Demontage der AHV und drohte offen mit dem Referendum. ™

An ihrer Delegiertenversammlung von Anfang Oktober beschloss die SP geschlossen, das
Referendum gegen die 11. AHV-Revision zu ergreifen. Begrindet wurde dieser
Entscheid zwar auch mit der Erhéhung des Rentenalters der Frauen und den Abstrichen
bei der Witwenrente, wodurch die Frauen gleich doppelt zur Kasse gebeten wirden. Im
Zentrum stand aber der Verzicht der burgerlichen Parlamentsmehrheit auf eine soziale
Abfederung des flexiblen Rentenalters. In einer koordinierten Aktion machte der
Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) zwischen dem 20. und dem 22. November an
200 Standorten fur das Referendum gegen die 11. AHV-Revision mobil. In 48 Stunden
kam die Rekordzahl von tber 80'000 Unterschriften zusammen. Da auch weitere
Organisationen (SP, GP, Travail.Suisse) zur Sammlung beitrugen, kam das Referendum
mit 152'031 Unterschriften zustande.
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 02.12.2003
MARIANNE BENTELI

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 16.05.2004
MARIANNE BENTELI

Schliesslich begnlgte sich der Bundesrat damit, dem Parlament im Rahmen des
Entlastungsprogramms 2003 (EP 03) zu beantragen, den Mischindex einmalig (2006)
auszusetzen, um damit rund CHF 110 Mio. einzusparen. Der SGB kindigte umgehend an,
diesen Angriff auf die AHV-Renten, so er denn beschlossen wirde, mit dem
Referendum zu bekdmpfen. Im Standerat fihrte das Ansinnen des Bundesrates zu
einem langeren Schlagabtausch. Leuenberger (sp, SO) warnte eindringlich davor, das EP
03 mit diesem ,Pferdefuss™ zu belasten. Mit der Aussetzung des Mischindexes wirde
erstmals in der Geschichte der AHV eine Leistungsreduktion vorgenommen. Die
negative politisch-psychologische Wirkung ware weit grosser als der sparpolitische
Nutzen. Unterstitzt wurde er von David (cvp, SG), der betonte, beim Mischindex handle
es sich um eine ,zentrale Rahmenbedingung" der AHV. Eine solche ,Ubung", wie sie der
Bundesrat und die Mehrheit der Kommission vorhatten, kdnne man nicht im Rahmen
eines Sparprogramms durchziehen. Bundesrat Villiger argumentierte demgegenuber,
dass es sich bei der Aussetzung um eine einmalige Massnahme handle, die von den
Rentnerinnen und Rentnern durchaus verkraftet werden kénne. Bei kiinftigen
Revisionen seien Abstriche beim Mischindex und ein hdheres Rentenalter die einzige
Alternative zu zusatzlichen Mehrwertsteuerprozenten. Mit 23 gegen 16 Stimmen
stimmte der Standerat dem Antrag zu. Da in der Zwischenzeit die 11. AHV-Revision ohne
soziale Abfederung des Rentenvorbezugs bereinigt worden war, verzichtete der
Nationalrat auf das Aussetzen, Uberwies aber eine Motion der Spezialkommission
Entlastungsprogramm, die den Bundesrat beauftragt, verschiedene Varianten zur
Indexierung der AHV-Renten vorzulegen. Der Standerat schloss sich dem Entscheid
stillschweigend an; die Motion nahm er, primar aus formalrechtlichen Grinden, nur in
der Postulatsform an (Mo. 03.3434). ®

Gegen die 11. AHV-Revision hatte der SGB im Vorjahr mit Unterstitzung von SP, GP und
Travail.suisse das Referendum ergriffen und mit in Rekordzeit gesammelten Uber
150'000 Unterschriften eingereicht. Im Abstimmungskampf standen sich zwei klar
abgesteckte Lager gegenuber. Auf der einen Seite das links-grin-gewerkschaftliche,
welches die Revision mit der Erhéhung des Frauenrentenalters, den Abstrichen bei der
Witwenrente, dem verlangsamten Teuerungsausgleich sowie dem nicht eingehaltenen
Versprechen auf eine sozial abgefederte Frihpensionierung als reine
»Sozialabbauvorlage™ bezeichnete, auf der anderen Seite die burgerlichen Parteien, fur
welche die Revision einen dringend notwendigen Beitrag zur Sicherung der Sozialwerke
darstellte. Im Vorfeld der Abstimmung vom 16. Mai gaben die meisten Beobachter der
Revision nur geringe Erfolgschancen. Das Ausmass der Ablehnung - Uber zwei Drittel
Nein-Stimmen - erstaunte dennoch. In sédmtlichen Kantonen wurde die Vorlage
verworfen. Am deutlichsten war die Verweigerung im Kanton Jura mit lediglich 13,6%
Ja-Stimmen, gefolgt vom Wallis (17,6%) und dem Kanton Neuenburg (21%). Am meisten
Zustimmung fand die Revision in den Kantonen Appenzell Innerrhoden (45,9%),
Appenzell Ausserrhoden (41,1%) und Nidwalden (40,1%). Wahrend im links-griinen Lager
der deutliche Entscheid mit grossem Jubel aufgenommen wurde, da er zeige, dass sich
das Volk einem Rentenabbau widersetze, versuchten die Vertreter des burgerlichen
Lagers, die Bedeutung ihrer Niederlage herunter zu spielen. Einig war man sich
allerdings, dass das von Bundesrat Couchepin in die Diskussion gebrachte Rentenalter
67 praktisch vom Tisch sei; es kénne nur noch darum gehen, das AHV-Alter, das heute
faktisch bei 62 Jahren liegt, durch geeignete Massnahmen wieder an die gesetzlich
vorgesehenen 65 Jahre anzunahern.

Abstimmung vom 16. Mai 2004

Beteiligung: 50,8%
Ja: 772 773 (32,1%)
Nein: 1634 572 (67,9%)

Parolen:

- Ja: FDP, SVP, CVP, LPS, EDU; Economiesuisse, SAGV, SGV, SBV.
- Nein: SP, GP, CSP, EVP, Lega; SGB, Travail.suisse.

* In Klammern Anzahl abweichender Kantonalsektionen
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 17.05.2004
MARIANNE BENTELI

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 09.05.2005
MARIANNE BENTELI

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 22.07.2005
MARIANNE BENTELI

In der Volksabstimmung vom 16. Mai wurde auch die Mehrwertsteuererh6hung zu
Gunsten von AHV und IV mit Uber 68% Nein-Stimmen wuchtig verworfen. Am
deutlichsten erfolgte die Ablehnung im Kanton Jura, wo nur 18,9% der Stimmenden ein
Ja in die Urne legten. Es folgten die Kantone Wallis (20%) sowie Nid- und Obwalden mit
21,7 resp. 22,7%. Am hochsten war der Ja-Stimmenanteil im Kanton Basel-Stadt mit
39,3%, gefolgt von Zirich (36,6%) und Bern (34,1%).

Abstimmung vom 16. Mai 2004

Beteiligung: 50,8%
Ja: 756 550 (31,4%)
Nein: 1651347 (68,6%)

Parolen:
- Ja: CSP, CVP, EVP, GPS, SPS; SBV, SGB, Travail.Suisse
- Nein: EDU, FDP, FPS, Lega, LPS, PdA, SD, SVP; Economiesuisse, SGV "

Die Delegiertenversammlung des Schweizerischen Gewerkschaftsbunds (SGB) beschloss
einstimmig die Lancierung einer Volksinitiative . Fiir ein flexibles AHV-Alter™, welche
eine Pensionierung ab 62 Altersjahren ohne Rentenkirzung erméglichen will, wenn eine
Erwerbstatigkeit aufgegeben wird. Mdéglich soll auch ein schrittweiser Altersrucktritt
sein. Die Delegierten sprachen sich weiter daflir aus, dass bei hohen Einkommen die
Frihrente geklrzt werden kann. Grenzwert soll ein Lohn von mehr als dem
Anderthalbfachen des maximalen rentenbildenden AHV-Einkommens sein (dieses
betrégt zur Zeit CHF 116'100). Die vorgezogene Rente koénnten auch in Teilzeit
berufstatige Personen und aus der Arbeitslosenversicherung ausgesteuerte
beanspruchen. Ein Antrag der SGB-Frauenkommission, die Frihrente nicht an eine
Erwerbstatigkeit zu knupfen, wurde abgelehnt. Die Mehrkosten sollen durch eine
Erhéhung der Lohnabgaben gedeckt werden. Im Initiativkomitee nahm auch alt
Bundesratin Dreifuss Einsitz. ™

In der schriftlichen Vernehmlassung stiessen die Vorschlage des Bundesrates auf
allgemeine Kritik. SP, Grine wund Gewerkschaften lehnten die Revision als
Leistungsabbau ab. Als inakzeptabel bezeichnete die Linke die Verlangsamung des
Teuerungsausgleichs durch eine Inflationsschwelle: Leistungen, die bereits heute kein
existenzsicherndes Ausmass hatten, dirften nicht derart weiter reduziert werden. Bei
der Erhdhung des AHV-Alters der Frauen und der Neuregelung bei den Witwenrenten
war die Ablehnung nicht ganz so kategorisch; als Voraussetzung daftr wurden jedoch
die tatséchliche Gleichstellung der Frauen in der Arbeitswelt sowie die EinfUhrung
eines flexiblen Rentenalters ohne Renteklrzung genannt.

Als eigentliche Knacknuss der Revision erwies sich die Uberbriickungsrente. SP und
Grune kritisierten, mit dieser werde eine Abkehr vom Sozialversicherungsprinzip in der
AHV eingeleitet. Gemeinsam mit dem SGB warf die SP den Vorschlégen vor, sie wirden
nur zu einer Entlastung der Arbeitslosenversicherung, der IV und der Sozialhilfe fihren
und hatten nichts mit einer sozial ausgestalteten Flexibilisierung des Rentenalters zu
tun. Auch bei den bdurgerlichen Parteien und der Wirtschaft stiess die
Uberbriickungsrente auf Widerstand, allerdings aus entgegengesetzten Griinden. Fiir
die SVP war sie gar der Anlass, trotz der begrissten Sparvorschlége die ganze Revision
abzulehnen, da diese Rente einen unverantwortbaren Leistungsausbau darstelle. Nicht
so weit gehen wollten FDP, CVP und die Wirtschaftsverbande. FDP und Economiesuisse
kritisierten den vage formulierten Bezlgerkreis, weshalb es fraglich sei, ob der
angegebene Kreditrahmen von CHF 400 Mio. ausreichen kénne. Die CVP hatte bereits
bei friiherer Gelegenheit erklart, die Ubergangsrente kénnte ,Gerechtigkeit schaffen®,
doch durfe sie nicht auf IV-Rentner und ausgesteuerte Arbeitslose beschrankt
werden. "
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 28.03.2006
MARIANNE BENTELI

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 18.03.2008
LINDA ROHRER

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 30.11.2008
LINDA ROHRER

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 22.03.20M
SEBASTIEN SCHNYDER

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 16.08.20M
SEBASTIEN SCHNYDER

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 12.05.2012
FLAVIA CARONI

Ende Marz reichte der Schweizerische Gewerkschaftsbund seine Volksinitiative .. fiir ein
flexibles AHV-Alter™ ein. Nach der Initiative sollen alle Personen mit einem
Erwerbseinkommen bis rund CHF 120'000 ab dem 62. Altersjahr eine ungekirzte AHV-
Rente erhalten, wenn sie ihre Erwerbstatigkeit aufgeben. Bei teilweiser Aufgabe der
Erwerbstatigkeit soll der Vorbezug einer ungekirzten Teilrente moglich sein. Das
Volksbegehren ist der siebte Versuch des links-grinen Lagers, das Rentenalter zu
senken. %

Der Nationalrat besprach die 2006 vom SGB eingereichte Initiative . Fiir ein flexibles
AHV-Alter™ in einer Marathon-Eintretensdebatte, bei der es auch um die 11. AHV-
Revision ging. Rund 30 Ratsmitglieder ergriffen das Wort, wobei die verschiedenen
Lager die gleichen Argumente benutzten, wie bereits in friheren Debatten um das
Rentenalter. Die Fraktionen der SP und der Griinen beflirworteten die Initiative, weil sie
zu mehr sozialer Gerechtigkeit fihre und ihre Kosten tragbar seien. Zudem hoben sie
hervor, dass eine Frihpensionierung heute das Privileg von Gutverdienenden mit
dickem Polster aus der zweiten Saule sei. Die Gegner flhrten vor allem finanzielle
Argumente an. Nach Meinung der burgerlichen Fraktionen zielte die Initiative in
Wirklichkeit auf eine Senkung des Rentenalters ab, was der demographischen
Entwicklung zuwiderlaufe und die AHV in ernsthafte finanzielle Schwierigkeiten bringe.
Den Minderheitsantrag, die Initiative zur Annahme zu empfehlen, lehnte der Nationalrat
schliesslich mit 123 zu 66 Stimmen ab. ”!

Am 30. November stimmte das Volk mit einer Mehrheit von 58,6% gegen die
Volksinitiative ,Fiir ein flexibles AHV-Alter™. Die vom SGB eingereichte Initiative war
von der SP, den Grunen, der EVP, den SD und der CSP unterstutzt worden. Die
Beflrworter der Initiative argumentierten damit, dass es darum gehe, Gerechtigkeit bei
der Fruhpensionierung zu schaffen. Bis anhin hatten sich eine solche in der Schweiz
nur gut verdienende Menschen leisten kdénnen. Mit der Initiative sollte eine
Frihpensionierung auch flir die Gruppe der tieferen Einkommensklassen moglich
werden, die eine solche aufgrund gesundheitlicher Probleme oft dringender nétig
hétten. Zu den Gegnern der Vorlage zahlten alle anderen Parteien und die
Arbeitgeberverbande. Sie argumentierten vor allem mit der fehlenden Finanzierbarkeit
eines solchen Vorschlags, insbesondere auch aufgrund der demographischen
Entwicklung. ?

Au printemps de l'année sous revue, I'Union syndicale suisse a affirmé que le
financement de I'AVS est assuré jusqu'en 2027 au moins. Elle souhaite ainsi éviter
toute tentation de baisse des prestations et de relevement de I'dge de la retraite,
notamment des femmes, dans le cadre des négociations de la prochaine révision de
I'AVS. Peu aprés, I'Office fédéral des assurances sociales (OFAS) a publié des chiffres
montrant que I'AVS a clét I'année 2010 avec un bénéfice de 1,9 milliard et le Conseil
fédéral a affirmé que la situation financiére de l'assurance est meilleure que ne
|"annoncaient les prévisions en raison d’une immigration plus forte que prévue et d'une
économie en expansion. Il affirme donc que la réforme de I'AVS, méme si elle est
nécessaire, n'est pas urgente. °

Une initiative populaire fédérale « Imposer les successions de plusieurs millions pour

financer notre AVS (réforme de la fiscalité successorale) » a été lancée par les partis

socialiste, écologiste, évangélique et chrétien-social ainsi que par I'Union syndicale
i 24

suisse.

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund SGB konkretisierte sein Projekt ~AHV plus™
und beschloss in diesem Rahmen die Lancierung einer Volksinitiative. Gefordert
werden hohere AHV-Renten flr alle Bezligerinnen und Bezlger, welche durch héhere
Lohnabzlige auf Seiten der Arbeitgeber und -nehmer finanziert werden sollen. Damit
soll dem verfassungsmassigen Ziel der AHV, zusammen mit der beruflichen Vorsorge
eine angemessene Fortsetzung des gewohnten Lebensstandards zu garantieren, wieder
starker Rechnung getragen werden. %
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Wie im Vorjahr angeklndigt, lancierte der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) im
Berichtsjahr die Volksinitiative ,AHVplus: fiir eine starke AHV". Der kurze Initiativetext
verlangt eine Erhdhung aller AHV-Renten um 10%, was bei einem durchschnittlichen
Versicherten rund CHF 200 monatlich entsprechen wirde. Erklartes Ziel der Initianten
ist es, den verfassungsmassigen Grundsatz, wonach die Renten aus der ersten und
zweiten Saule zusammen eine angemessene Weiterfihrung des gewohnten
Lebensstandards erlauben sollen, wieder besser umzusetzen. Die SP Schweiz gab
bekannt, das Anliegen zu unterstitzen. Nachdem die Sammlung im Marz begonnen
hatte, konnten bereits im Dezember UGber 112'000 beglaubigte Unterschriften
eingereicht werden, wobei die Initianten flur die Einreichung bewusst den Beginn der
Vernehmlassung zur Altersvorsorge 2020 abwarteten. Das Komitee verwies auf
verschiedene Finanzierungsmoglichkeiten fur die auf rund CHF 3,6 Mrd. geschéatzten
Kosten der Rentenerhéhungen, darunter eine nationale Erbschaftssteuer, wie sie die
Volksinitiative ~Millionen-Erbschaften besteuern far unsere AHV
(Erbschaftssteuerreform)™ fordert, Ertrédge aus der Tabak- und Alkoholbesteuerung,
welche dem Sozialwerk gemass den Initianten ohnehin zustinden, das AHV-
Mehrwertsteuerprozent und hohere Lohnbeitrage. %

Die Volksinitiative ,AHVplus: fiir eine starke AHV™ des Schweizerischen
Gewerkschaftsbunds SGB wurde im Januar 2014 mit gut 111°000 gultigen Unterschriften
fur formell zustande gekommen erklart. Nebst den grossen Kantonen Zirich und Bern
waren auch in der Waadt und im Tessin je rund 10000 Unterschriften
zusammengekommen. Im Mai beschloss der Bundesrat, die Initiative zur Ablehnung zu
empfehlen. Es gebe keinen finanziellen Spielraum in der AHV, so die Begrindung. Mit
der Strategie Altersvorsorge 2020 wolle man dagegen langfristige Stabilitat
gewéhrleisten. %/

Die Vernehmlassung zur Reform der Altersvorsorge 2020 dauerte bis Ende Méarz 2014.
Am Vernehmlassungsverfahren beteiligten sich alle Kantone, alle grosseren Parteien, die
eingeladenen Spitzenverbande der Wirtschaft und diverse Organisationen von
Versicherten und Versicherern. Insgesamt gingen 168 Stellungnahmen ein. Ein Grossteil
dusserte sich unter anderem zur Revision als Ganzes, wovon rund drei Viertel deren
grundsatzliche Stossrichtung - eine gemeinsame Betrachtung der 1. und 2. Séule -
begrissen. Dazu gehodren die burgerlichen Mitteparteien mit Ausnahme der FDP und
eine Mehrheit der Kantone, wobei einige jedoch starke Kostenfolgen beflrchten. Der
Freisinn beurteilt die Reform d&usserst kritisch: Umfangreichen Mehreinnahmen
stinden nur geringe Einsparungen gegenlber. Damit sei die Reform chancenlos. Ein
ausgewogener Kompromiss héatte dagegen Erfolgschancen. Die SVP lehnt die
Stossrichtung der Reform aus ahnlichen Uberlegungen dagegen grundsatzlich ab und
schlagt eine Aufteilung in drei Pakete vor. Arbeitgeberverband, Economiesuisse und
Gewerbeverband kritisierten das Paket als Gberladen und zu stark auf Mehreinnahmen
fokussierend; erstere forderten eine Erhéhung des Rentenalters, um die Rentenhdhe
erhalten zu kénnen. SP und Grine sowie der Gewerkschaftsbund pladierten fir eine
Starkung bzw. Erhaltung der 1. Séule; die Interessen der Versicherten mussten im
Mittelpunkt stehen. Der Gewerkschaftsbund lehnt zudem eine Staffelung der Reform
explizit ab, ebenso jegliche Erhdéhungen des Rentenalters und die Senkung des
Umwandlungssatzes in der 2. Sdule. Weiter bemangelten linke Parteien, Gewerkschaften
und Frauenorganisationen, die Einsparungen fielen einseitig zulasten der Frauen aus.

Die im Vernehmlassungsverfahren geausserten Standpunkte entsprachen weitgehend
den bereits zuvor offentlich bezogenen Positionen. Die stark divergierenden
Forderungen der verschiedenen Akteure fuhrten rasch zur Beflrchtung, die Reform
werde im Parlament scheitern und damit weitere kostbare Zeit fur eine Neuaufgleisung
der Altersvorsorge ungenutzt verstreichen. Im Juni entschied der Bundesrat, das
Reformpaket voranzutreiben und noch im Jahr 2014 eine Botschaft auszuformulieren.
Dabei sollten einige kleinere Korrekturen zum Vernehmlassungsentwurf vorgenommen
werden: Die Mehrwertsteuer-Erhdhung zugunsten der AHV soll auf maximal 1,5 anstelle
von 2 Prozentpunkten beschrankt werden, die bereits seit 1999 erhobenen MWSt.-
Anteile fur die AHV sollen an diese zweckgebunden und der Bundesbeitrag im Gegenzug
entsprechend gesenkt werden, und der Koordinationsabzug im obligatorischen Teil der
2. Séule soll abgeschafft werden. Der Bundesrat gab jedoch an, er wolle sich in der
Botschaft in weiten Teilen an den Vorentwurf halten, was umgehend auf Kritik stiess. So
soll insbesondere an der Behandlung der Reformen der 1. und 2. Sdule in einem
einzigen Paket festgehalten werden, ebenso an der Abschaffung von Witwenrenten fur
Frauen ohne minderjahrige Kinder. In der Folge war in der Presse zunehmend von einer
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drohenden Ruickweisung der Vorlage durch das Parlament an den Bundesrat die Rede,
damit dieser sie in einzelne, kleinere Pakete aufteilen wirde. Mitte November wurde
bekannt, dass der Entwurf zuerst in den Stéanderat kommen wurde, was Innenminister
Bersets Wunsch entsprechen dirfte. Wahrend die rickweisungswilligen Parteien SVP,
FDP und BDP im Nationalrat mehrheitsfahig sind, dirfte im Stéanderat die in dieser
Sache kompromissbereitere CVP eine Schlisselrolle spielen. Zudem ausserten sich
verschiedene Sténderatsmitglieder der Mitteparteien skeptisch gegenlber einer
diskussionslosen Ruckweisung, welche zu unndétigen Verzégerungen flhren wirde.
Nichtsdestotrotz erklarten diverse Medien die Reformvorlage bereits fur gescheitert,
sprachen sich doch auch die burgerlichen Sozialpolitikerinnen und -politiker im
Standerat fur eine Auftrennung der Reform in ihre Bestandteile aus, wobei sie diese
jedoch selbst vornehmen und nicht dem Bundesrat Uberlassen wollten. Einer ebenfalls
Mitte November publizierten reprasentativen Umfrage zufolge, welche GfS Bern im
Auftrag von Pro Senectute duchgeflihrt hatte, wirden sich 62% der Stimmberechtigten
(Stichzeitpunkt Ende September bzw. Anfang Oktober 2014) deutlich oder eher fir die
Rentenreform aussprechen und nur 28% klar oder eher dagegen. %

Die Reaktionen auf das negative Umlageergebnis der AHV im Jahr 2014 fielen
unterschiedlich aus. Von linker Seite bemerkte der Schweizerische Gewerkschaftsbund,
die AHV stehe trotz des negativen Betriebsergebnisses auf robusten Flssen und
Leistungskiurzungen seien daher nicht angezeigt. Die roten Zahlen seien auf
Mindereinnahmen als Folge der Unternehmenssteuerreform Ill und auf die erhdhte
Erwerbslosigkeit zurlckzuflihren, so der Gewerkschafts-Dachverband. Mit den vom
Bundesrat im Rahmen der Altersvorsorge 2020 vorgeschlagenen Massnahmen wie einer
Erhdhung der Mehrwertsteuer liesse sich die Situation jedoch bewéltigen. Die
burgerliche Seite, angefihrt vom Arbeitgeberverband, widersprach dieser Darstellung
vehement. Das Umlageergebnis zeige, dass die Trendwende in der AHV erreicht sei.
Damit sei auch klar, dass der vom Bundesrat beabsichtigte Weg ungangbar sei -
vielmehr forderte der SAV rasche Massnahmen, um die Sicherheit der Renten zu
garantieren. Im Zuge der Diskussion Uber die Reform der Altersvorsorge 2020 blieb die
AHV durch das ganze Jahr 2015 ein Thema in Medien und Offentlichkeit. ¥

In der Sommersession 2015 behandelte der Sténderat als Erstrat die Botschaft des
Bundesrates zur Volksinitiative .,AHVplus: fiir eine starke AHV™. Das Anliegen des
Schweizerischen Gewerkschaftsbundes stiess bei den Kantonsvertreterinnen und
Kantonsvertretern auf wenig Zustimmung. Die Kommissionsmehrheit beantragte, dem
Bundesrat zu folgen und die Initiative der Stimmbevdlkerung zur Ablehnung zu
empfehlen. Eine linke Minderheit Rechsteiner (sp, SG) beantragte, die Initiative zur
Annahme zu empfehlen. Die Gegnerinnen und Gegner machten geltend, das
Volksbegehren stehe vor dem Hintergrund der angespannten Situation der AHV, der
anstehenden Rentenreform und der aktuell schwierigen Wirtschaftslage .quer in der
Landschaft". Bereits eine langfristige Sicherung der AHV auf dem aktuellen Niveau sei
eine Herausforderung. Eine Erhdhung aller Renten um zehn Prozent wirde jahrlich flnf
bis sechs Milliarden Franken kosten, so die Kommissionssprecherin. Diese zusatzlichen
finanziellen Mittel kénnten nicht innerhalb nutzlicher Frist beschafft werden, musste
doch die Rentenerhdhung gemass dem Initiativtext spétestens ab dem zweiten
Kalenderjahr nach Annahme der Initiative vorgenommen werden. Die Mehrausgaben
wirden bei der AHV zudem zu einem strukturellen Umlagedefizit fuhren, was die
aktuellen und zukunftigen Erwerbstatigen belaste und den Generationenvertrag weiter
strapaziere. Nicht zuletzt wirden die finanzschwachsten Rentnerinnen und Rentner gar
nicht von einer Erhdéhung der AHV-Renten profitieren, da diese bei ihnen
vollumfanglich durch eine entsprechende Senkung der Ergénzungsleistungen
kompensiert werden wirde. Wohlhabenderen Rentnern und Rentnerinnen, die
grundsatzlich gar nicht auf eine Rente der ersten Saule angewiesen waren, wirde die
Volksinitiative dagegen zu einer Einkommenserhdéhung verhelfen. Sprecherinnen und
Sprecher der sozialdemokratischen Fraktion machten sich fir das Volksbegehren stark.
Minderheitssprecher Rechsteiner erklarte, seit der Einflhrung des Mischindex' zur
Berechnung der AHV-Renten im Jahr 1980 habe sich aufgrund des Effekts der
sogenannten kalten Degression ein Ruckstand der Renten auf die Lohne von zehn
Prozent aufgelaufen. Ziel der Initiative sei es, diese zehn Prozent auszugleichen, um den
verfassungsméssigen Auftrag der AHV, zusammen mit der Pensionskasse eine
angemessene FortfUhrung des bisherigen Lebensstandards zu garantieren, wieder zu
erfullen. Dies sei wichtig, weil die AHV flar eine Mehrheit der Bevdlkerung, und
insbesondere fir die Frauen, die wichtigste Séaule der Altersvorsorge darstelle.
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Aufgrund dieses Verfassungsgrundsatzes kénnten auch nicht die Ergénzungsleistungen
anstelle der AHV ausgebaut werden. Das Verhéltnis zwischen Rentenverbesserung -
diese wdarde fur Alleinstehende rund 200, fur Ehepaare 350 Franken monatlich
betragen - und Erhéhung der Lohnbeitrége sei bei der AHV zudem hervorragend. Eine
Rentenerhéhung sei verkraftbar, denn die Finanzierung der AHV sei aufgrund der
umfassenden Beitragspflicht bei gleichzeitig nach oben begrenzten Renten
aussergewdhnlich solide. Dem Argument, Wohlhabende sollten keine Erhéhung der
AHV-Rente erhalten, weil sie gar nicht auf die erste Saule angewiesen seien, hielt der
SP-Standerat ein Zitat des Alt-Bundesrates Tschudi entgegen: ,Die Reichen brauchen
die AHV nicht, aber die AHV braucht die Reichen." Auf hohe Einkommen wirden hohe
Beitrage bezahlt. Weitere Mitglieder der SP betonten, die Ergédnzungsleistungen seien
unter Druck geraten, weshalb es die AHV zu starken gelte. Diese sei als Mittel zur
Existenzsicherung gegenuber den nur auf Antrag ausbezahlten EL ohnehin vorzuziehen.
Bezlglich der Finanzierung wurde angemerkt, auch die Initiative .gegen die
Heiratsstrafe" der CVP wirde zu einer Erhéhung des Rentenvolumens fihren, die
Mittepartei kénne die Initiative also eigentlich nicht mit dem Argument der
Finanzierbarkeit bekdmpfen. Schliesslich, fuhrten die BefUrworter aus, sei die Initiative
nicht als Opposition gegen das Projekt Altersvorsorge 2020 zu verstehen, wie
blrgerliche Politiker dies darstellten. Vielmehr stehe sie komplementar zur
Rentenreform. Man héatte sich deshalb eine Behandlung in derselben Session
gewiinscht, wozu es jedoch aufgrund strategischer Uberlegungen der biirgerlichen
Kommissionsmehrheit nicht gekommen sei. In der Schlussabstimmung erklarte die
kleine Kammer die Volksinitiative stillschweigend fur gultig; der Minderheitsantrag
Rechsteiner unterlag gegen die ablehnende Kommissionsmehrheit mit 33 gegen 11
Stimmen bei einer Enthaltung. *

Auf Vorschlag der Bundeskanzlei legte der Bundesrat den Abstimmungstermin flr die
Volksinitiative ~AHVplus: fiir eine starke AHV™ auf den 25. September 2016 fest. Er
entsprach damit nicht dem Wunsch der burgerlichen Parteien, die Initiative moglichst
frth an die Urne zu bringen, damit diese vor der Beratung der Reform der
Altersvorsorge 2020 durch den Nationalrat vom Tisch gewesen ware. Die
Kommissionssitzungen zur Reform fanden folglich vor der Volksabstimmung tber die
Initiative statt, die Plenardebatte begann am Tag nach dem Abstimmungssonntag.

Auf der Beflrworterseite formierten sich nebst dem lancierenden Gewerkschaftsbund
die SP und JUSO, die Grlnen, séamtliche anderen Gewerkschaftsorganisationen sowie
verschiedene, jedoch nicht alle Senioren- und Seniorinnenverbénde. Wichtigstes
Argument der Beflrworter war der Umstand, dass die Entwicklung der AHV-Renten
nicht mit jener der Loéhne Schritt halten kénne und gleichzeitig die Lebenskosten,
insbesondere fur Mieten und Krankenkassen, angestiegen seien, weshalb es eines
Ausgleichs bedurfe. Dieser Ausgleich sei mittels der AHV, im Gegensatz zur zweiten
Saule, gunstig und effizient vorzunehmen. Bei den Pensionskassen sei in den nachsten
Jahren dagegen mit Rentenkirzungen von 15 bis 20% zu rechnen, ein weiterer Grund
fur eine Aufstockung der ersten Saule. Die AHV bezeichneten die Beflrworter und
BeflUrworterinnen als nicht nur das gerechteste, sondern aufgrund des
Umlageverfahrens auch das sicherste Sozialwerk. An einer Medienkonferenz Ende Juni
lancierte das Pro-Komitee seine Kampagne und klindigte an, bis zum Abstimmungstag
eine grosse Auswahl an niederschwelligen Anlassen durchzufiihren, um eine breite
Mobilisierung zu erreichen.

Auf der Gegnerseite fanden sich neben den Bundesbehdrden die birgerlichen Parteien
SVP, FDP, CVP, EVP, GLP und BDP sowie die Wirtschaftsverbande (Arbeitgeberverband,
Gewerbeverband, Economiesuisse und Bauernverband). Sie warnten, angesichts der
demografischen Entwicklung fuhre die Initiative zu Mehrkosten in unverantwortlicher
Héhe und stinde damit vollkommen quer zu den tatséchlichen Entwicklungen. Bis ins
Jahr 2030 ware demnach bei Annahme der Initiative die Finanzierungslicke in der AHV
fast doppelt so gross, wie sie es gemass dem aktuellen Szenario ist, was auf Kosten der
jungen Beitragszahlerinnen und -zahler gehen werde. Die Situation der Rentnerinnen
und Rentner mit den tiefsten Einkommen wirden zudem durch die Initiative kaum
verbessert, weil diese ohnehin durch Erganzungsleistungen unterstutzt werden, welche
bei einer Anhebung der AHV entsprechend gesenkt wurden. Die Erhdhung der AHV sei
nicht notwendig, da diese mittels des Mischindex' laufend an die Teuerung und damit
an die Lohnentwicklung angepasst wirde, und die Aussage der Initiantinnen und
Initanten, die Renten der zweiten Saule wirden stark sinken und es gelte daher die
erste Saule zu stdrken, entspreche nicht den Tatsachen. Uberhaupt sei eine
Gesamtreform der Altersvorsorge angezeigt; punktuelle Massnahmen wie die von der
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Initiative angestrebte Erhdhung seien keine Losung. Auch das Gegenkomitee klindigte
beim Start der Kampagne eine Reihe von Aktionen an.

Am Umstand, dass nebst den Parteien sémtliche grossen und viele mittlere und kleine
Berufs- und Interessenorganisationen zur Initiative Stellung bezogen, lasst sich die
zugeschriebene Wichtigkeit der Vorlage ablesen. Dies hangt zweifellos mit der parallel
zum Abstimmungskampf im Parlament weiter diskutierten Reform der Altersvorsorge
zusammen, deren durch den Bundesrat vorgesehener fein austarierter Massnahmenmix
durch eine Annahme der Initiative auf den Kopf gestellt wirde.

Im Juli bezog Bundesrat Berset im Namen des Gesamtbundesrates Stellung zur
Initiative. Er wies auf die Konsequenzen einer Annahme flir die Reform der
Altersvorsorge hin, insbesondere da die Rentenerhdhung bereits per Anfang 2018
eingeflihrt werden musste, womit wenig Zeit flr eine Anpassung der Reform bliebe. Das
Defizit der AHV wirde rasch ansteigen. Der sozialdemokratische Vorsteher des
Innendepartements erklérte an der Medienkonferenz explizit, er habe die Initiative dem
Bundesrat zur Ablehnung empfohlen. Damit stellte sich Berset einmal mehr gegen ein
Anliegen seiner eigenen Partei, und wiederum erhielt er von den Medien und vielen
politischen Akteuren ein gutes Zeugnis flr seine Ausfuhrung dieser Aufgabe.

Die erste Tamedia-Umfrage, publiziert Mitte August, zeigte eine Zustimmung von 60%
fir die Initiative. Dieser hohe Wert Uberraschte; insbesondere gaben neben den
Anhangerinnen und Anhénger des linken Lagers auch SVP- und CVP-Wahlende
mehrheitlich an, fir oder eher fur die Initiative zu sein. Auch die erste SRG-Umfrage,
eine Woche spater publiziert, zeigte einen Ja-Trend, wenn auch weniger deutlich. Die
Zustimmung geriet in der Folge ins Brockeln, womit sich Ende August ein enges Rennen
abzeichnete. Die Anzahl der Unentschlossenen blieb vergleichsweise hoch. Mitte
September wies die Tamedia-Umfrage ein Gleichgewicht zwischen Beflrwortern und
Gegnern aus, wahrend die SRG-Umfrage ein Nein vorhersagte. Erstere zeigte zudem
einen deutlichen Altersgraben: Wahrend jingere Stimmburgerinnen und Stimmburger
der Initiative klar kritisch gegenlberstanden, gaben éltere ebenso klar an, sie annehmen
zu wollen. Angesichts der Ubermacht &lterer Stimmender an der Urne war deshalb
vereinzelt der Begriff der ,Gerontokratie" zu vernehmen.

Am 25. September 2016 legten schliesslich bei einer als durchschnittlich
einzustufenden Stimmbeteiligung rund 41% der Stimmenden ein Ja, 59% ein Nein in die
Urne. Nur in den Kantonen Jura, Neuenburg, Genf, Tessin und Waadt traf die Initiative
auf Zustimmung, womit sich annahernd ein Rdéstigraben ergab. Besonders deutlich
wurde die Initiative in landlichen Gebieten der Deutschschweiz abgelehnt. Das Nein der
Stimmblurgerinnen und Stimmblrger wurde im Allgemeinen als Anschub fir die
anstehende Rentendebatte gedeutet, wobei Uneinigkeit dariber herrschte, ob die
Position der Linken dadurch geschwéacht wurde.

Abstimmung vom 25. September 2016

Beteiligung: 43,13%
Ja: 921'375 (40,60%) / Stande: 5
Nein: 1'348'032 (59,40%) / Stande: 15 6/2

Parolen

- Ja: SP, GPS; SGB, Travail.Suisse

- Nein: SVP (1*), CVP, FDP, GLP, BDP, EVP; Economiesuisse, SGV, SAV
* In Klammern Anzahl abweichender Kantonalsektionen *'

Neben dem obligatorischen Referendum zur Zusatzfinanzierung der AHV durch eine
Erhéhung der Mehrwertsteuer, kiindigten verschiedene Gruppierungen, allen voran die
Westschweizer Gewerkschaften, ihr Interesse an der Ergreifung eines fakultativen
Referendums zur Reform der Altersvorsorge 2020 an. So seien mit der Erhéhung des
Frauenrentenalters und der Senkung des Umwandlungssatzes zwei Anderungen
enthalten, die man nicht akzeptieren kénne. Nach kurzer Zeit wurde jedoch deutlich,
dass die Westschweizer Gewerkschaften nicht auf eine breite Unterstltzung hoffen
konnten und das Referendum mehrheitlich alleine wirden stemmen mussen.
Unterstitzt wurden sie lediglich von vereinzelten linken Organisationen, zum Beispiel
von der Genfer SP-Kantonalsektion. Gegen Ende der Unterschriftensammliung
engagierten sich auch die Zeitschriften K-Tipp und Saldo. Als Grund daflir gaben sie an,
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dass sie verhindern wollten, dass auf dem Stimmzettel ausschliesslich von der AHV die
Rede sei und dadurch das vollstandige Ausmass der Revision unterschéatzt wirde. Zwar
kritisierten auch weitere linke Kreise die Vorlage, allen voran die Gewerkschaften,
dennoch sprachen sich die Delegierten der Unia, von VPOD, des SGB sowie von
Travai.Suisse knapp fur die Reform aus. Dabei wurden die unterschiedlichen Positionen
der Linken in der Deutsch- und Westschweiz deutlich. Um diese verschiedenen
Positionen zu vereinen, beschloss die SP eine Urabstimmung durchzuflhren, bei der
sich 90 Prozent der teilnehmenden SP-Mitglieder fir die Reform aussprachen.
Ungeachtet dieser Urabstimmung beschlossen die Juso kurze Zeit spater die Nein-
Parole und unterstitzten das linke Referendumskomitee.

Gespalten zeigten sich wie bereits im Parlament auch die Blrgerlichen. FDP und SVP
sowie breite Wirtschaftskreise inklusive Economiesuisse, dem Gewerbeverband und
dem Arbeitgeberverband sprachen sich gegen die Reform aus, setzten dem linken
Referendumskomitee jedoch kein birgerliches Pendant entgegen. Unter dem Namen
~Generationenallianz” bewarben sie aber gemeinsam die Ablehnung der Reform. Die
anderen burgerlichen Parteien, allen voran die CVP und BDP, warben fur die Annahme
der Vorlage. Unterstitzt wurden sie von zahlreichen Westschweizer Verbanden, unter
anderem vom Westschweizer Wirtschaftsverband Centre Patronal. Im Laufe der
Kampagne sprachen sich unter anderem auch der Bauernverband, Eveline Widmer-
Schlumpf als neue Prasidentin der Pro Senectute, Pro Senectute selbst sowie weitere
Seniorenverbénde flr die Reform aus. Gespalten zeigten sich die Versicherungen:
Wahrend Helvetia und Axa Winterthur, der Pensionskassenverband Asip sowie der
Verwaltungsratsprasident des AHV-Fonds die Reform befurworteten, hielten sich die
anderen Versicherer bedeckt.

Da die Berichterstattung zur Vorlage nach dem Showdown im Parlament im Marz 2017
bis zum Abstimmungstermin im September 2017 nie wirklich abriss, beleuchteten die
Medien jedes Detail der Vorlage und insbesondere des Abstimmungskampfes. So wurde
ausflhrlich Uber die Positionen der verschiedenen Parteien, Verbande, Vereine und
Interessengruppen, aber auch Uber einzelne Abweichler innerhalb der verschiedenen
Akteursgruppen berichtet. Diskutiert wurden die Gefahr fur die Reform durch das
erforderliche Standemehr sowie die Konsequenzen flr die Reform, falls nur eine der
beiden Vorlagen angenommen wiurde. Ausfuhrlich beschrieben wurden die Aktivitaten
der Jungparteien, die trotz geringem Budget mit viel Engagement versuchten, die
jungeren Stimmblrger zu mobilisieren und zu Uberzeugen. So engagierte sich zum
Beispiel die Junge CVP mit einer eigenen Pro-Kampagne im Internet und mit
Standaktionen, wahrend die Jungfreisinnigen mit Aktionstagen, Plakaten und Videos fur
ein Nein warben. Zudem erhielten die Beflirworter mit Ruth Dreifuss, Walter Andreas
Mdller und Beni Thurnheer prominente Unterstutzung. Dieses Engagement ausserhalb
des bezahlten Raums wurde auch durch eine Auswertung der Inseratekampagne durch
Année Politique Suisse verdeutlicht. Diese ergab, dass Anzahl und Reichweite der
Inserate zur Altersvorsorge entgegen der betont grossen Relevanz der Vorlage nur
durchschnittlich gross waren, was die Komitees mit ihren knappen Budgets erkléarten.

Ebenfalls sehr engagiert zeigte sich Bundesrat Berset, der nicht mide wurde, die
Wichtigkeit der Reform zu betonen. Dieses starke Engagement vor allem auch in
Zusammenhang mit seinen Warnungen vor den drastischen Folgen eines Neins
brachten ihm jedoch viel Kritik ein. Hinzu kam eine breite Kritik am
Abstimmungsblchlein, das ausschliesslich die Referendumsfihrer, also die
Westschweizer Gewerkschaften, zu Wort kommen liess, nicht aber die burgerlichen
Gegner der Vorlage. Grund dafur war, dass bei obligatorischen Referenden
Minderheitenpositionen keine eigenen Seiten erhalten und bei fakultativen Referenden
nur die Referendumskomitees. Darliber hinaus war vor allem inhaltliche Kritik am
Abstimmungsbuchlein zu vernehmen, so seien die Darstellungen des Bundesrates
fehlerhaft und unvollstandig. Doch nicht nur zur Informationspolitik des Bundesrates,
auch bezlglich der Argumentationen beider Lager wurden im Laufe der Kampagne
vermehrt kritische Stimmen laut. Kritisiert wurde, dass beide Seiten nicht mit offenen
Karten spielten und wichtige Argumente gezielt verschwiegen.

Inhaltlich drehte sich die Berichterstattung vor allem um die Frage, ob die AHV
schneller in ernsthafte finanzielle Probleme gerate, wenn man die Reform annehme
oder wenn man sie ablehne. Beide Seiten gaben zu, dass in Zukunft weitere Reformen
notig sein werden, uneinig war man sich jedoch darlber, bei welchem
Abstimmungsergebnis dies dringender der Fall sei. Auch bezlglich den Gewinnern und
Verlierern der Reform war man sich uneins. Sowohl Beflrworter als auch Gegner
betonten, dass alleine ihre Position die Situation der Jungen und der Frauen verbessern
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wlrde.

Aufgrund der knappen, ungewdhnlichen Ausgangslage mit Spaltungen innerhalb der
linken und burgerlichen Parteien war schliesslich unklar, welches Lager tendenziell in
Flhrung lag. Wirklich Licht ins Dunkel konnten auch die Vorumfragen nicht bringen.
Manchmal ergaben sie einen Vorsprung der Beflrworter, manchmal der Gegner, aber
grosstenteils machten sie relativ knappe Zwischenresultate zwischen den beiden Lagern
aus. Entsprechend knapp gingen die Abstimmungen schliesslich auch aus. Mit 2357
Stimmen mehr bei 50.0 Prozent und 11 5/2 Standesstimmen lehnte das Stimmvolk die
Mehrwertsteuererhéhung ab. Leicht deutlicher fiel die Entscheidung zur Reform der
Altersvorsorge 2020 aus, die mit 52.7 Prozent abgelehnt wurde. Nach Uber zweijahriger
Ausarbeitung der Reform wird das Parlament somit bei der Revision der Altersvorsorge
von vorne beginnen mussen.

Abstimmung vom 24. September 2017

Zusatzfinanzierung der AHV durch eine Erhéhung der Mehrwertsteuer:
Beteiligung: 46.8%

Ja: 1254°675 (560,0%) / Stande: 9 1/2

Nein: 1257°032 (50,0%) / Stéande: 115/2

Parolen:
-Ja: SP, Grune, CVP, GLP, EVP, BDP, EDU
-Nein: SVP, FDP

Reform der Altersvorsorge 2020:
Beteiligung: 46,7%

Ja: 1186°079 (47,3%)

Nein: 1320°830 (52,7%)

Parolen:
-Ja: SP, Grune, CVP, GLP, EVP, BDP
-Nein: SVP, FDP, EDU, PdA **

Zwischen April und Juli 2017 fand die Vernehmlassung zur Anderung des AHVG zur
Modernisierung der Aufsicht in der 1. Sdule und Optimierung in der 2. Saule der
Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge statt. 73 Organisationen, darunter alle
Kantone sowie die KdK, vier in der Bundesversammlung vertretene Parteien sowie
verschiedene Verbdnde der Wirtschaft, Fachverbande oder Durchfihrungsstellen,
beteiligten sich an der Vernehmlassung, wie das BSV in seinem erst im August 2019
erschienenen Ergebnisbericht zur Vernehmlassung erklarte. Der Bundesrat definierte in
seiner Botschaft vier Hauptpunkte der Revision: die risiko- und wirkungsorientierte
Aufsicht, die Verbesserung der Governance in der 1. Saule, die Steuerung und Aufsicht
Uber Informationssysteme und die punktuelle Optimierung der 2. Séaule.

9 Kantone unterstitzten die Anderungen zur 1. Saule grundséatzlich; 14 weitere Kantone
flrchteten trotz ihrer eigentlichen Zustimmung um die kostenglnstige Durchflhrung
der Aufsicht. Die SP - und mit ihr der SGB und Travail.Suisse - hielt eine Anpassung des
Systems insgesamt fir angemessen, die CVP beflrwortete eine Beschréankung der
Gesetzesanderung auf alle Aspekte zur Modernisierung der Aufsicht. Die FDP und die
SVP lehnten die Anderung ab, da sie punktuelle Korrekturen bevorzugen wiirden und die
Kosten der Revision flirchteten. Letztere Ansicht teilten auch der Arbeitgeberverband
und der Bauernverband, Centre Patronal und FER. Die Vorsorge- und
Versicherungseinrichtungen forderten insbesondere eine Beibehaltung des bisherigen,
dezentralen Systems. Zahlreiche unterschiedliche Organisationen (verschiedene
Kantone, die FDP oder Mitglieder des SGV) kritisierten Uberdies die starke
Konzentration der Vorlage auf operative Fragen. Grosstenteils auf Zustimmung stiessen
hingegen die Massnahmen in der 2. S3ule. %
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DATUM: 01.04.2019
ANJA HEIDELBERGER

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 14.08.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.07.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Berufliche Vorsorge

Im April 2019 lancierte das Komitee «Vorsorge Ja - aber fair» die Volksinitiative «Fiir
eine generationengerechte Altersvorsorge (Vorsorge Ja - aber fair)». Sie verlangt als
allgemeine Anregung, dass die finanzielle Stabilitat von AHV und beruflicher Vorsorge
langfristig und «unter Wahrung der Generationengerechtigkeit» sichergestellt wird. Die
Altersrenten der beruflichen Vorsorge sollen demnach laufend an Anlageertrage,
Anlagerisiko, Demografie und Teuerung angepasst werden. Auch laufende Altersrenten
der beruflichen Vorsorge sollen «in moderaten Schritten» gesenkt oder erhéht werden
kénnen. Uberdies soll die berufliche Vorsorge weiterhin im Kapitaldeckungsverfahren
erfolgen mussen und die Leistungen nicht nach Nominalwert der Rente, sondern zur
Sicherung des Lebensstandards festgelegt werden. Zudem soll das Referenzrentenalter
unter BerUcksichtigung der Lebenserwartung regelmassig angepasst werden.

Kopf des Komitees ist Josef Bachmann, der 17 Jahre lang Geschaftsfihrer der
Pensionskasse des Beratungsunternehmens PWC war, bevor er in Rente ging. Diese
Pensionskasse war es auch, die ein Modell schaffen wollte, bei dem die laufenden
Renten - wie in der Initiative vorgesehen - hatten steigen oder sinken kénnen, damit
jedoch vor Bundesgericht scheiterte. Bachmann begriindete seine Initiative damit, dass
die urspringliche Idee der Pensionskasse, dass jeder sein eigenes Alterskapital anspart,
heute nicht mehr gegeben sei. Stattdessen subventionierten die Aktiven die Renten der
Pensionierten. ZukUlnftig sollten die Renten daher wenn notig reduziert werden, wobei
Rentnerinnen und Rentner mit zu tiefer Rente durch Ergénzungsleistungen unterstutzt
werden sollten. Die Ubrigen Mitglieder des Komitees seien geméass Bachmann Personen,
«die sich beruflich oder ehrenamtlich mit Pensionskassen beschéaftigen», darunter
auch die Nationalrdte Franz Gruter (svp, LU), Bruno Pezzatti (fdp, ZG), Thomas Weibel
(glp, ZH) und der ehemalige Nationalrat Toni Bortoluzzi (svp, ZH).

Auf grosse Ablehnung stiess das Anliegen beim Gewerkschaftsbund, da viele
Rentnerinnen und Rentner auf eine sichere und fixe Rente angewiesen seien. Diese
«verantwortungslose Initiative» greife das Fundament der Pensionskassen an. Diese
dienten namlich auch dazu, die Schwankungen der Kapitalmarkte langfristig Uber alle
Versicherten zu verteilen. Auch der Pensionskassenverband Asip zeigte sich nicht
begeistert von der Initiative und nannte sie eine Gefahr flir die Verlasslichkeit des
Systems.

Die Sammelfrist dauert vom 2. April 2019 bis zum 2. Oktober 2020. *

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Grosse Parteien

Die SP lancierte zusammen mit dem Gewerkschaftsbund die Volksinitiative «Fiir den
Ausbau von AHV und IV», welche eine Festigung der ersten Sdule auf Kosten der
Pensionskassen vorsieht. Ausserdem spannte sie mit dem LdU und der Arbeitsgruppe
fur eine neue Agrarpolitik (NAP) zusammen, um nach dem Scheitern der
Kleinbauerninitiative gemeinsam die Volksinitiative «Bauern und Konsumenten>» zu
lancieren; das Begehren will mit wirtschaftlichen Anreizen eine 6kologischere und
tierfreundlichere Produktion von héherer Qualitat und bei geringeren Uberschiissen
erreichen. %

Im Berichtsjahr 1991 eingereicht hat die SP die gemeinsam mit dem SGB lancierte
Volksinitiative «Zum Ausbau von AHV und IV>».
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MARC BUHLMANN
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MARC BUHLMANN
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DATUM: 25.02.2017
SAMUEL BERNET

Verbande
Arbeitnehmer, Gewerkschaften

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) reichte im April seine im Vorjahr
lancierte Volksinitiative fiir eine Flexibilisierung, sprich Reduktion des Rentenalters
ein. %

Volk und Stéande lehnten am 30. November die Volksinitiative des Schweizerischen
Gewerkschaftsbunds (SGB) .fiir ein flexibles AHV-Alter™ mit 59% Neinstimmen ab.
Zustimmung hatte der Gewerkschaftsbund zu seinem von der SP, der GP, der EVP, der
CSP, den SD und der Lega unterstutzten Begehren nur im Tessin und im Jura, sowie
sehr knapp in Genf und Neuenburg gefunden. ¥

Bereits im Januar gab der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) an seiner
Jahrespressekonferenz bekannt, dass er die Abbaupldne fiir Sozialleistungen mit
Referenden bekampfen wolle. Dies betreffe insbesondere den Leistungsabbau bei der
Arbeitslosenversicherung, die Neuauflage der 11. AHV-Revision und die Senkung des
Umwandlungssatzes in der beruflichen Vorsorge. Der Erfolg war allerdings durchzogen.
Das Referendum gegen den Mindestumwandlungssatz wurde im Mérz zwar deutlich
gewonnen, das revidierte Arbeitslosenversicherungsgesetz hingegen wurde gegen den
Widerstand des SGB angenommen. Die 11. AHV-Revision wurde noch im Parlament
versenkt. %

Im Berichtsjahr kiindigte der SGB die Lancierung einer Initiative an, die das Recht auf
einen landesweit gultigen Mindestlohn von 22 Franken in der Verfassung verankern will.
Unterstltzt wird er dabei von der Unia. An seinem alle vier Jahre tagenden Kongress
prasentierte der SGB zudem einen Vorschlag zur Erhdhung der Leistungen in der
Altersvorsorge flr Personen mit einem Einkommen unter 7000 Franken (,AHV Plus®).
Verlangt wurden zudem bessere Mindestldhne sowie deutliche und generelle
Lohnerhdéhungen fur 2011. Am Kongress wurde schliesslich Paul Rechsteiner fur eine
weitere Amtsperiode von vier Jahren als Président wiedergewahlt. *

Auch wenn die Schlussabstimmung betreffend die Parole des Schweizerischen
Gewerkschaftsbunds (SGB) zur Reform der Altersvorsorge 2020 letztendlich mit 98 zu
21 Stimmen  deutlich  zugunsten der AHV-Reform ausfiel, zeigte die
Delegiertenversammlung am 24. Marz 2017 eine Spaltung zwischen Deutschschweizer
und Westschweizer Gewerkschafterinnen und Gewerkschaftern. Uber 30 SGB-
Delegierte &usserten sich vor der Parolenfassung; Hauptstreitpunkt war, ob die
Erhéhung der AHV um monatlich CHF 70 eine Erhéhung des Frauenrentenalters
rechtfertige. Solange die Frauen bei den Lohnen diskriminiert wirden, dirfe das
Rentenalter nicht erhéht werden, lautete der Tenor bei vielen Delegierten aus der
Westschweiz. Ein Waadtlander Delegierter etwa warf SGB-Prasident Paul Rechsteiner
Verrat vor, weil sich der Gewerkschaftskongress 2014 in einer Resolution klar gegen
eine Erhohung des Frauenrentenalters ausgesprochen habe. Unia-Prasidentin Vania
Alleva entgegnete, dass in der gleichen Resolution die Erhéhung der AHV-Renten
gefordert werde. Paul Rechsteiner strich die historische Dimension der Vorlage hervor:
«Zum ersten Mal seit 42 Jahren konnte eine Erhéhung der AHV-Rente Realitat werden>,
zitierte ihn die Luzerner Zeitung. Die grosse Mehrheit der Delegierten war sich einig:
Wirde die Vorlage abgelehnt, wirde dies dem Arbeitgeberverband und den rechts-
blrgerlichen Parteien nitzen, womit deren Forderungen wie Rentenalter 67 und
Rentenkirzungen Auftrieb erhielten, schrieb der SGB in einer Medienmitteilung. Dies
gelte es zu verhindern, weshalb diese «Krote», wie der SGB die Erhohung des
Frauenrentenalters bezeichnete, geschluckt werden musse. Zusatzlich einigten sich die
Delegierten darauf, dass die Lohnungleichheit zwischen Mann und Frau <«endlich
starker bekampft werden muss». Sie beauftragten den SGB, die Lancierung einer
Volksinitiative mit dem Namen «Schluss mit dem Lohnklau - Lohngleichheit
durchsetzen, aber subito!» zu prifen. “°
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 15.11.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

Die Delegierten des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes (SGB) sprachen sich an
einer Versammlung im November 2019 fir die Lancierung einer Volksinitiative fiir eine
13. AHV-Rente aus. Die Initiative sei die Antwort auf das «immer deutlicher sichtbar
werdende Rentenproblem» wie der Gewerkschaftsbund in einer Medienmitteilung
festhielt. Insbesondere die Rentensituation bei Frauen sei oft problematisch: Sofern
diese «Uberhaupt eine PK-Rente erhalten», sei sie durchschnittlich «nur halb so hoch
wie jene der Ménner>». Aber auch sonst seien die Renten «erschreckend tief», weshalb
es eine 13. AHV Rente brauche, «so wie es flr viele einen 13. Monatslohn» gebe, teilte
der SGB mit. Monatlich ergabe dies eine Erhéhung der Renten um 8.33 Prozent, wobei
auch EL-Beziehende davon profitieren sollen. Um diese Zusatzrente zu finanzieren, so
die Idee, sollen die Gewinne der SNB herangezogen werden - dies musse aber erst noch
im Parlament mehrheitsfahig werden. Zum Zeitpunkt der Mitteilung war noch unklar,
wann mit der Unterschriftensammlung begonnen werden sollte. *'
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